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Die Unbekannte im Bundesratspoker
Die Nidwaldner Regierungsrätin Michèle Blöchliger will den Sitz von Ueli Maurer erobern

ERICH ASCHWANDEN

Lange hat es gedauert, bis die erste Frau
ihre Ambitionen für den SVP-Sitz im
Bundesrat angemeldet hat. Nachdem
Natalie Rickli, Magdalena Martullo-
Blocher, Esther Friedli und Monika
Rüegger abgesagt haben, handelt es
sich nicht um eine national bekannte
Figur, sondern um eine bisher eher un-
bekannte Politikerin.Es ist die Nidwald-
ner Finanzdirektorin Michèle Blöch-
liger, die Ueli Maurer beerben will. Die
55-Jährige verkündete ihren Entscheid
amMontagmittag an historischer Stätte,
im Bannersaal des Rathauses in Stans.

Blöchliger begründete ihre Kandi-
datur damit, dass die Schweiz ein wun-
derbares Land mit einer einzigarti-
gen Demokratie sei, das es zu bewah-
ren gelte. «Zu dieser Schweiz wollen wir
Sorge tragen – das hat mich vonAnfang
an motiviert, mich politisch zu enga-
gieren», erklärte sie. «In aller Beschei-
denheit darf ich sagen, dass ich durch
meinen privaten, beruflichen und poli-
tischen Werdegang viele Vorausset-
zungen mitbringe für dieses anspruchs-
volleAmt»,warb Blöchliger, die sich auf
Französisch äusserte.

Erste Kantonalpräsidentin

Doch wer ist Michèle Blöchliger? Auf-
gewachsen und zur Schule gegangen ist
sie in Basel undWiesbaden.Nach ihrem
Umzug in die Innerschweiz fiel die Juris-
tin in erster Linie als fleissige Partei-
politikerin auf.Blöchliger gründete 1999
die SVP Nidwalden und war bis 2005
die ersteKantonalpräsidentin.Schmerz-
los lief das Eindringen in die ehemalige
CVP- und FDP-Hochburg nicht ab, wie
sie anlässlich des 20-Jahr-Jubiläums 2019
erklärte.Viele Bekannte hätten damals
die Strassenseite gewechselt.Die Reak-
tionen hätten bis zu anonymen Mord-
drohungen gereicht.

Doch vonWiderständen liess sich die
Anwältin nicht abschrecken. Ihre Hart-
näckigkeit zahlte sich aus. Blöchliger

war von 2002 bis 2018 Mitglied des kan-
tonalen Parlaments. 2018 wurde sie in
den Nidwaldner Regierungsrat gewählt.
Dort übernahm die Frau aus Hergis-
wil zuerst die Leitung der Gesundheits-
und Sozialdirektion. Ihre ersteAmtszeit
stand stark im Zeichen der Bewältigung
der Corona-Pandemie. Wie zahlreiche
andere SVP-Gesundheitsdirektorinnen
setzte sie an dieser Position die Schutz-
massnahmen konsequent durch, was ihr

in Corona-skeptischen Kreisen Kritik
eintrug. So gehörte Nidwalden zu den
Kantonen, die im Juni 2020 die erste
Version des Covid-Gesetzes ablehnten.

Angesprochen auf die Haltung der
SVP in dieser Frage, erklärte sie gegen-
über der «Nidwaldner Zeitung» im
Januar 2022: «Das ist auch gut, dass eine
Partei sich dafür engagiert und das aus-
spricht, was vielleicht doch einige Leute
in diesem Land denken und sich nicht
mehr getrauen zu sagen.»Als kantonale
Exekutivpolitikerin habe sie jedoch eine
ganz andere Funktion als zum Beispiel
jemand im eidgenössischen Parlament.
Nach den letzten Wahlen übernahm
Blöchliger die Finanzdirektion.

Michèle Blöchliger und ihr Mann,
ein ehemaliger Schweizergardist, sind
Eltern von drei Kindern, darunter Zwil-
linge im schulpflichtigen Alter. Ihre
Chancen in den Bundesrat gewählt zu
werden, sind realistisch gesehen gering.
Dies obwohl sie als Nidwaldner Regie-
rungsrätin «die bisher nicht vertretene
Aussensicht der Exekutive eines kleinen
Kantons in den Bundesrat einbringen
will», wie sie vor den Medien erklärte.
Sie wolle dafür sorgen, dass der Nidwal-
den zum erstenMal in der Geschichte in
der Landesregierung vertreten sei.

Mit Albert Rösti und Werner Salz-
mann kandidieren zwei Parlamentarier,
die in der Vereinigten Bundesversamm-

lung bestens vernetzt sind. Dies ist bei
Bundesratswahlen ein nicht zu unter-
schätzender Vorteil. Der Zuger Finanz-
direktor Heinz Tännler, der am Sams-
tag seine Kandidatur bekanntgab, ist
wie Blöchliger «nur» Regierungsrat.Als
langjähriger Finanzdirektor und Stimme
der Geberkantone ist er jedoch wesent-
lich bekannter und besser vernetzt als
die Nidwaldnerin.

Suche nach einer weiteren Frau

Trotz diesen Nachteilen könnte Blöch-
liger von der SVP zumindest nominiert
werden. In den letzten Tagen sind näm-
lich aus der Partei Forderungen laut ge-
worden, dass die Fraktion ein Dreier-
ticket inklusive Frau vorschlagen solle.
Angesichts der prominenten Absagen,
die die Partei bisher hinnehmen musste,
ist die Auswahl in dieser Hinsicht dünn
geworden.Bisher nicht offiziell abgesagt
hat etwadieThurgauerBildungsdirekto-
rinMonikaKnill. ImKantonZürich hof-
fen die Verantwortlichen allenfalls auf
dieNationalrätinTheres Schläpfer.Noch
nicht definitiv abgesagt hat dieAargauer
Nationalrätin Martina Bircher.

Doch selbst wenn es Blöchliger auf
dasTicket schaffen sollte,besteht dieGe-
fahr, dass sie sich in einer undankbaren
Nebenrolle als Alibikandidatin wieder-
findet.Dasmusste einMannerleben,der

auf den Tag genau vier Jahre vor Blöch-
liger ebenfalls im Bannersaal des Stan-
serRathauses seineBundesratskandida-
tur verkündete: der Nidwaldner FDP-
Ständerat HansWicki. Der Hergiswiler,
der auch an der Medienkonferenz von
Blöchliger teilnahm, hatte am Wahltag
gegenKronfavoritinKarinKeller-Sutter
nicht den Hauch einer Chance.

Wie andere SVP-Gesundheitsdirektorinnen setzte auch Michèle Blöchliger die Corona-Massnahmen rigoros durch. URS FLÜELER / KEYSTONE

Bundesrichter
Donzallaz tritt
aus der SVP aus
Der Walliser steht vor der Wahl
zum Bundesgerichtspräsidenten

KATHARINA FONTANA

Es ist der Schlussstrich unter eine seit
Jahren tief zerrüttete Beziehung. Yves
Donzallaz, Bundesrichter in Lausanne,
ist nicht mehr Mitglied der SVP. Dass
der bald 61-Jährige, der seit 2008 am
höchsten Gericht tätig ist, seiner Par-
tei den Rücken kehrt, erstaunt nicht.
Die Frage ist vielmehr, warum er dies
erst jetzt tut – just kurz vor der Krönung
seiner Karriere.Donzallaz, derzeitVize-
präsident des Bundesgerichts, wird von
derVereinigten Bundesversammlung im
Dezember aller Voraussicht nach zum
neuen Präsidenten gekürt werden.

Donzallaz teilt gegenüber der NZZ
mit, dass er sich im vergangenenAugust
mit Parteipräsident Marco Chiesa und
Fraktionschef Thomas Aeschi darüber
ausgetauscht habe, wie eine konstruk-
tive und beruhigte Zusammenarbeit mit
der SVP Schweiz nach seinerWahl zum
Bundesgerichtspräsidenten aussehen
könnte. Offenkundig wurde man nicht
fündig, denn es sei beschlossen worden,
dass er aus der Partei austrete, so Don-
zallaz. Das Gesamtgericht, das Donzal-
laz zurWahl als Präsidenten vorschlägt,
wisse davon. Der Walliser ist, wie seine
Amtskollegen, bis 2026 als Bundesrich-
ter gewählt.

Schwere Vorwürfe von Aeschi

Bei der SVP Schweiz dürfte man über
das Ausscheiden von Yves Donzallaz
nicht übermässig enttäuscht sein. Schon
bei der letzten Gesamterneuerungswahl
im Herbst 2020 stellte sich die Volks-
partei gegen seine Wiederwahl, dies,
nachdem sich bei einer Anhörung vor
der Fraktion unüberbrückbare Gräben
zwischen dem Bundesrichter und den
SVP-Parlamentariern aufgetan hatten.
Man könne und wolle die Verantwor-
tung für den Richter nicht mehr tragen,
sagte Fraktionschef Thomas Aeschi da-
mals im Parlament. In einem Interview
warf er Donzallaz Charakterschwäche
vor, während dieser seinerseits bei der
SVP gefährliche Tendenzen ortete und
warnend meinte, es sei die Strategie der
Volkspartei, ihre eigenen Richter beein-
flussen und beherrschen zu wollen.

Die SVP zog bei dieser Sache erwar-
tungsgemäss den Kürzeren; es ist keine
gute Idee, sich mit Richtern anzulegen.
Die SVP habe keinen Respekt vor der
Gewaltenteilung und der Unabhängig-
keit der Justiz, kritisierten die anderen
Parteien. Donzallaz habe grossen Mut
bewiesen, sich öffentlich gegen Druck-
versuche zu wehren, hiess es.Diese Dar-
stellung ist allerdings etwas simpel, denn
sie blendet wesentliche Elemente aus,
die zum Zerwürfnis geführt haben.

Überzeugter Internationalist

Yves Donzallaz, einst Mitglied der CVP
und 2008 von der SVP als Kandidat
für das Amt des Bundesrichters auf-
gestellt, schien es in den letzten Jah-
ren mitunter geradezu darauf angelegt
zu haben, seine Partei zu provozieren.
Der Walliser zählt zu den überzeug-
testen Internationalisten am höchsten
Gericht und ist mitverantwortlich für
mehrere politisch wie auch gerichts-
intern höchst umstrittene Entscheide,
bei denen es um den Vorrang des Völ-
kerrechts vor dem Landesrecht ging. Es
kann als Ironie der Geschichte bezeich-
net werden, dass die SVP wegen eines
brisanten Urteils zur Ausschaffungs-
initiative im Jahr 2012, an dem Yves
Donzallaz beteiligt gewesen war, der-
art in Rage geriet, dass sie die Selbst-
bestimmungsinitiative lancierte.

Dass der Walliser 2019 zusammen
mit zwei links-grünen Richtern für die
Lieferung von UBS-Kundendaten an
Frankreich stimmte, brachte ihm eben-
falls viel Unmut der Bürgerlichen ein.
Abgesehen von einzelnen Urteilen ist
auch das Amtsverständnis von Donzal-
laz – jenes eines selbstbewusst recht-
schöpferisch tätigen Richters – mit dem
von der SVP vertretenen Richterbild
kaum kompatibel.

Gewalt in der Erziehung ist weit verbreitet
Eine Studie der Universität Freiburg zeigt, dass viele Eltern gegenüber ihren Kindern handgreiflich werden

NELLY KEUSCH

Ein Schlag auf den Hintern, langgezo-
gene Ohren oder gar eine Ohrfeige: Für
viele Kinder in der Schweiz gehört Ge-
walt zu Hause noch immer zum Alltag.
Das hat jedenfalls eine Umfrage der
Universität Freiburg unter Eltern er-
geben. Von 1013 Befragten gab fast die
Hälfte an, Erziehungsmethoden zu ver-
wenden, die unter körperliche oder psy-
chische Gewalt fallen. In der Studie, die
im Auftrag der Stiftung Kinderschutz
Schweiz durchgeführt wurde, erklärten
knapp 40 Prozent, schon einmal eine
Körperstrafe gegenüber ihrem Kind an-
gewendet zu haben. Fast jeder sechste
Elternteil übt regelmässig psychische
Gewalt aus, wie heftige Beschimpfun-
gen oder Liebesentzug.

Die Studienautoren befragten die
Eltern auch zu ihrer rechtlichen Ein-
schätzung von insgesamt zwölf Bestra-

fungsmethoden. Hier zeigt sich, dass
psychische Gewalt eher als gesetzes-
konform angesehen wird:Ein Drittel der
Befragten hält es für legitim, das Kind
über längere Zeit zu ignorieren, knapp
40 Prozent erachten «anschreien oder
anbrüllen» als zulässig. Anders sieht es
bei körperlichen Strafen aus. 95 Prozent
der Mütter und 89 Prozent der Väter
beurteilen Erziehungsmassnahmen, die
Gewalt beinhalten, als verboten. Bei
harten Körperstrafen wie eine «Tracht
Prügel», «mit einem Gegenstand schla-
gen» oder eine «schallende Ohrfeige»
sind Mütter und Väter sich einig, dass
diese nicht erlaubt seien.

Dabei ist die Lage gar nicht so klar:
In der Schweizer Gesetzgebung exis-
tiert kein Verbot von Körperstrafen,
wenn sie nicht zu sichtbaren Schäden
führen. Laut Kinderschutz Schweiz be-
stätigten diverse Bundesgerichtsurteile
im Gegenteil sogar, dass körperliche

Strafen hierzulande erlaubt sind. Ge-
stützt auf einen Teil der juristischen
Lehre sah das Bundesgericht noch im
Jahr 2003 Spielraum für «leichte Züch-
tigungen körperlicher Art», eine Praxis,
die seither nicht korrigiert wurde. Kin-
derschutz Schweiz fordert deswegen ein
Gesetz, das das Recht der Kinder auf ge-
waltfreie Erziehung verankert.Mehrere
Anläufe dazu scheiterten in den vergan-
genen Jahren im Parlament, obwohl die
Schweiz nach Ansicht der Stiftung auf-
grund der Uno-Kinderrechtskonven-
tion dazu verpflichtet wäre. Viele Be-
reiche der Kinderrechtspolitik liegen in
derVerantwortung der Kantone, die die
Umsetzung der Kinderrechte auf unter-
schiedliche Art undWeise regeln.

Gegenwärtig ist ein Postulat von
Nationalrätin Christine Bulliard-Mar-
bach zum «Schutz von Kindern vor Ge-
walt in der Erziehung» hängig. In Kürze
soll dazu ein Bericht des Bundesrates er-

scheinen. Darin wird die Landesregie-
rung aufzeigen, ob sie eineVerankerung
des Rechts auf gewaltfreie Erziehung im
Zivilgesetzbuch als nötig erachtet.

Kinderschutz Schweiz sieht diese
Notwendigkeit auf jeden Fall gegeben.
Die Uno-Konvention über die Rechte
des Kindes müsse im Land «mit verein-
ten Kräften» umgesetzt werden, schrei-
ben die Autoren in ihrer Medienmittei-
lung. Schliesslich könne Gewaltanwen-
dung in der Erziehung verheerende
Auswirkungen haben, von körperlichen
Beeinträchtigungen bis hin zu psychi-
schen oder emotionalen Schäden.

Die Eltern scheinen sich dessen
durchaus bewusst zu sein: So wendet
laut Umfrage zwar die Hälfte aller Er-
ziehungsberechtigten Gewalt an. Acht
von zehn Befragten gaben aber zumin-
dest an, dabei ein schlechtes Gewissen
zu haben. Das sind doppelt so viele wie
noch im Jahr 2017.

Matter nimmt sich
aus dem Rennen
fon. · Die Liste der Absagen von Zür-
cher SVP-Vertretern wird länger. Auch
Thomas Matter will nicht für den Ende
Jahr frei werdenden Bundesratssitz von
Ueli Maurer kandidieren, wie er der
NZZ mitteilte. Der 56-Jährige, der seit
2014 für die Zürcher SVP im National-
rat politisiert, begründet seine Absage
mit seiner Tätigkeit als Bankier und
Familienunternehmer. Die SVP befinde
sich in der glücklichen Lage, auf viele
Unternehmer in der Fraktion zählen zu
können. Die Kehrseite sei, dass diesen
oft die Zeit oder das Interesse für das
Bundesratsamt fehle.Die Linken hätten
es einfacher, Kandidaten zu finden, da
es sich bei ihnen fast durchwegs um Be-
rufspolitiker handle.

Es geht auch ohne
Zürcher oder Zuger
Kommentar auf Seite 19


